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Editorial

Geschätzte Leserinnen und Leser

Sind unsere Renten noch gesichert? 
Am ersten Kaminfeuergespräch der 
AUDIT Zug AG wurde klar, die Pro-
bleme der Finanzierung der Alters-
vorsorge werden sich nur durch 
grundlegende Reformen lösen las-
sen. Auf der anderen Seite ist es sinn-
voll frühzeitig einen Finanzplan für 
die Pensionierung auszuarbeiten. 
Auf unserer Homepage lesen Sie 
mehr darüber (www.auditzug.ch).

Ganz herzlich begrüssen wir Mario 
Cacciatore in unserem Team.

Ich wünsche Ihnen viel Spass beim 
Lesen unseres aktuellen audit-infos.

Ihr Urs Odermatt
CEO AUDIT Zug AG

1. Kaminfeuergespräch

Zukunft unserer Renten

Am 18. Januar 2016 fand das erste 
Kaminfeuergespräch der AUDIT 
Zug AG zum Thema Zukunft unse-
rer Renten statt. 

Die schweizerische Altersvorsorge 
mit ihren drei Säulen (staatliche Al-
tersvorsorge (AHV) sowie berufli-
che - und private Vorsorge) ist – 
und das hören wir auch aus dem 
Ausland - eine Erfolgsgeschichte. 
Die AHV gehört zu den wichtigs-
ten Errungenschaften der Neuzeit 
mit ihrem Generationenvertrag, 
mit dem die Jungen und Erwerbstä-
tigen die Leistungen der Rentnerin-
nen und Rentner finanzieren. 

Nur, die Menschen leben immer 
länger und die Baby-Boomer-Ge-
neration geht bald in Rente. Die 
schweizerische Altersvorsorge ist 

heute mit grossen Herausforde-
rungen konfrontiert. 

Die Reformen der letzten Jahre 
sind allesamt gescheitert: die 11. 
AHV-Revision 2004 in der Volks-
abstimmung und beim zweiten 
Anlauf 2010 im Parlament, die An-
passung des Umwandlungssatzes 
ebenfalls 2010 in der Volksabstim-
mung.

Die AHV muss für immer mehr 
Rentner aufkommen. Den gröss-
ten Teil der Altersrenten finanzie-
ren die Erwerbstätigen mit ihrem 
Lohnbeitrag. Weil dieses Geld 
aber nicht ausreicht, steuert der 
Bund schon heute weitere 8 Milli-
arden Franken pro Jahr bei. Zudem 
schlägt der Bundesrat vor, im Rah-
men der „Vorsorge-Reform 2020“ 
die Mehrwertsteuer zu erhöhen 
und das Rentenalter der Frauen 
auf 65 hinaufzusetzen. Auch bei 
der 2. Säule wird es Einschnitte 
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geben. Der Bund möchte den Um-
wandlungssatz im Obligatorium 
von 6,8 auf 6,0 Prozent senken. 
Pro CHF 100‘000 an Sparkapital 
würde somit eine jährliche Rente 
von CHF 6‘000 statt CHF 6‘800 
ausbezahlt. Diese Massnahmen er-
fordern grosse finanzielle Opfer. 

Am 1. Kaminfeuergespräch mit Re-
feraten und einer informativen Po-
diumsdiskussion konnte die sehr 
zahlreich erschienene Jubiläums-
schar aus erster Hand vernehmen, 
wie es um unserer Renten in der 
staatlichen und beruflichen Vorsor-
ge in Zukunft bestellt ist und ob die 
private Vorsorge an Wichtigkeit ge-
winnt. Rolf Lindenmann, Direktor 
der Ausgleichskasse Zug, verriet 
viel Wissenswertes zur Umsetzung 
der Altersvorsorge 2020 und wie 
unserer Renten in der staatlichen 
Vorsorge in Zukunft gedeckt wer-
den müssen.

Da mit grösster Wahrscheinlichkeit 
in Zukunft die Leistungen nicht 
mehr im selben Masse fliessen 
werden, ist eine frühzeitige Pla-
nung und ein langfristiger Vermö-
gens-Aufbau notwendig. Optimie-
rungspotenzial bleibt, Fragen 
ebenso: Rente oder Kapitalbezug? 
Steuerliche Aspekte? Braucht es 
gar eine 4. Säule?

Gerne beantworten wir Ihre Fragen 
dazu.

Wirtschaftsprüfung

Keine Mehrwertsteuer auf 
angefangene Arbeiten 

Gemäss dem Mehrwertsteuer-Ge-
setz sind auf den angefangenen 
Arbeiten am Ende des Jahres weder 
bei vereinnahmter noch bei ver-
einbarter Abrechnung Mehrwert-
steuer geschuldet. Wenn keine 
Rechnung ausgestellt noch ein 
Entgelt vereinnahmt worden ist, ist 
keine Umsatzsteuerschuld ent-
standen. Dieser Umstand ist für 
die effektive Methode und die Sal-
dosteuersatzmethode gültig.
Bereits erhaltene Akontozahlun-
gen sind nicht vom Wert der ange-
fangenen Arbeiten in Abzug zu 
bringen, sondern separat auszu-
weisen. Erhaltene Vorauszahlun-
gen sind ebenfalls separat aufzu-
führen.

Massnahmen bei Ausrich-
tung einer Dividende 

1. Beschlussfassung im GV-Proto-
koll über den Zeitpunkt der Divi-
dendenfälligkeit, sofern die Divi-
dende nicht sofort fällig sein soll.
2. Das Formular 103 ist in jedem 
Fall innert 30 Tagen nach Dividen-
denfälligkeit einzureichen.
3. Die Verrechnungssteuer ist in-
nert 30 Tagen nach Dividendenfäl-
ligkeit zu überweisen, um die Ver-
zugszinsen von 5% zu vermeiden.
4. Bei Ausrichtung einer Dividen-
de an eine wesentlich beteiligte 
inländische Konzerngesellschaft 
ist das Meldeverfahren mit Formu-
lar 106 zu verlangen. 
5. Bei Ausrichtung einer Dividen-
de an eine wesentlich beteiligte 
ausländische Konzerngesellschaft 

ist das Meldeverfahren mit Formu-
lar 108 zu verlangen. 

Dividende als Lohn aufge-
rechnet – Bundesgericht 
stützt den Entscheid

Der Geschäftsführer und alleinige 
Gesellschafter einer GmbH zahlte 
sich in drei Jahren Jahreslöhne von 
Fr. 106‘800, Fr. 110‘000 und Fr. 
20‘880 aus. Im gleichen Zeitraum 
schüttete die Gesellschaft Bruttodi-
videnden von je Fr. 100‘000 bzw. 
Fr. 60‘000.
Die Revisionsstelle der Ausgleichs-
kasse führte eine Arbeitgeberkont-
rolle durch und legte das branchen-
übliche Gehalt des Geschäftsführers 
auf Fr. 180‘000 fest. Darauf rechne-
te die Revisionsstelle die entspre-
chenden Dividendenbeträge als 
Lohn auf und erhob mittels Nach-
zahlungsverfügungen AHV/IV/EO-
Beiträge.
Das Bundesgericht schützte als 
letzte Instanz den Entscheid der Re-
visionsstelle.
Danach werden das deklarierte 
AHV-Einkommen und das bran-
chenübliche Gehalt einerseits zur 
Dividendenzahlung und dem effek-
tiven wirtschaftlichen Wert der Akti-
en andererseits in Beziehung ge-
setzt. Aufgrund dieser Beziehung 
wird bestimmt, ob ein Teil der aus-
geschütteten Dividende als massge-
bendes AHV-Einkommen aufzu-
rechnen und darauf Beiträge zu 
erheben sind.
1. Das Gericht begründete seinen 
Entscheid damit, dass es ein offen-
sichtliches Missverhältnis zwischen 
der Arbeitsleistung des Geschäfts-
führers und dem bezogenen Lohn 
gab. (Quelle: BGE 9C_327/2015 
vom 3.12.2015)

Gäste am Kaminfeuergespräch 
„Zukunft unserer Renten“:

Bezeichnung 2016 2015

EO-Lohnabzug 0.45 % 0.5 %
Höchstversicherter Lohn bei der ALV Fr. 148‘200 Fr. 126‘000

Höchstversicherter Lohn bei der UVG Fr. 148‘200 Fr. 126‘000
Mindestverzinsung BVG-Obligatorium 1.25 % 1.175 %

Sozialversicherungen - das Wichtigste in Kürze:



Unternehmensberatung

Zuviel AHV-Abgaben von 
Selbständigerwerbenden 
eingezogen

Das Bundesgericht hält eine Wei-
sung des Bundesamts für Sozialver-
sicherung für gesetzeswidrig. Das 
Bundesamt für Sozialversicherun-
gen ignorierte bis anhin den Abzug 
für Eigenkapitalverzinsung bei der 
Berechnung des AHV-beitragspflich-
tigen Betrages.
Dabei sind die Zinsen von dem im 
Betrieb investierten Eigenkapital bei 
der Ermittlung des beitragspflichti-
gen Einkommens aus selbstständi-
ger Erwerbstätigkeit abzuziehen, 
bevor die steuerlich abzugsberech-
tigten AHV/IV/EO-Beiträge von der 
Ausgleichskasse aufgerechnet wer-
den. 
Das Bundesgericht hielt fest, dass 
von Gesetzes wegen auf den Zins 
für das investierte Eigenkapital 
KEINE AHV-Beiträge erhoben wer-
den dürfen. Das Urteil findet per so-
fort Anwendung auf alle noch nicht 
rechtskräftig entschiedenen Fälle.
Gemäss dem Bundesamt für Sozial-
versicherungen werden jetzt alle 
Schweizer Ausgleichskassen auf 
den Bundesgerichtsentscheid auf-
merksam gemacht und angewiesen, 
die Berechnungen künftig gesetzes-
konform zu erstellen.
Selbständigerwerbenden ist gera-
ten, ihre Beitragsverfügungen zu 
prüfen und wenn nötig Einsprache 
zu erheben. (Quelle: BGE 
9C_13/2015 vom 11.8. 2015)

Vorsicht bei Geschäftsmie-
te von Stockwerkeigentum

Immer häufiger vermieten Stock-
werkeigentümer ihre Räume an Ge-
schäftsmieter. Diese sind oft in Un-
kenntnis über die eingeschränkten 
Rechte einer solchen Miete.
Zum Stockwerkeigentum gehört, 
dass alle Eigentümer für den Be-
stand der Liegenschaft verantwort-
lich sind. Dazu gehören zum Bei-
spiel das Grundstück, Dach, 
Fassade, tragende Wände, Treppen-

haus und Lift. Die Vermietung sol-
cher Flächen kann nur durch alle 
Stockwerkeigentümer erfolgen und 
nicht durch einen Einzelnen. Ver-
spricht ein Stockwerkeigentümer 
dem Mieter die Nutzung an gemein-
schaftlichen Teilen ohne Zustim-
mung der Gemeinschaft, so kann 
der Mieter dies nicht durchsetzen, 
sondern ist auf Schadenersatz gegen 
seinen Vermieter beschränkt.
In Ausnahmefällen kann an gemein-
schaftlichen Teilen ein ausschliessli-
ches Nutzungsrecht einem Einzel-
nen  eingeräumt  werden, zum  Bei-
spiel an Parkplätzen, Dachterrassen 
usw. Ein einzelner Stockwerkeigen-
tümer, dem ein Sondernutzungsrecht 
zusteht, kann dieses vermieten. 
Diese Sondernutzungsrechte sind im 
Reglement einer Stockwerteigentü-
merschaft aufgeführt und sollten vor 
Vertragsabschluss geprüft werden.
Darüberhinaus kann der Geschäfts-
mieter keine Rechte beanspruchen, 
die der Vermieter aufgrund des Stock-
werkeigentums nicht weitergeben 
kann. So sind Fassaden nicht ohne 
Zustimmung der anderen Eigentü-
mer veränderbar mit zB Beschriftun-
gen, von der Nutzung der Mietfläche 
sind bestimmte Tätigkeiten wie lau-
tes Arbeiten ausgenommen usw. 
Tipp: Vor der Miete einer Geschäfts-
liegenschaft prüfen, ob Stockwerkei-
gentum vorliegt.
Falls ja, das Reglement und die Haus-
ordnung einsehen.

Treuhand

Überzeit-Entschädigung 
kann vertraglich nicht 
wegbedungen werden

Überzeit ist durch den vereinbarten 
Lohn plus eines Lohnzuschlags von 
mindestens 25 % zu zahlen. Eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Mitarbeiter, die 
diese Entschädigung für Überzeit 
wegbedingt, ist ungültig.
Hingegen ist kein Zuschlag zu zah-
len, wenn die Überzeitarbeit im 
Einverständnis mit dem Mitarbeiter 
innerhalb von 14 Wochen durch 
Freizeit von gleicher Dauer ausge-
glichen wird. Im gegenseitigen Ein-
vernehmen zwischen Arbeitgeber 
und Mitarbeiter kann diese Frist bis 
zu einem Jahr verlängert werden.
Der Lohnzuschlag für Überzeit 
nach Arbeitsgesetz ist Büropersonal 
sowie technischen und andern An-
gestellten, inkl. des Verkaufsperso-
nals in Grossbetrieben des Detail-
handels, nur für Überzeitarbeit zu 
entrichten, die 60 Stunden im Ka-
lenderjahr übersteigt. 

Individueller Lohnrechner 
Salarium – Lohnanalysen 
für Unternehmen und 
Sozialpartner

Welcher Lohn für welches Profil? 
Der individuelle Lohnrechner Sa-
larium bietet neu die Möglichkeit, 
für eine spezifische Arbeitsstelle 
und anhand frei wählbarer indivi-
dueller Merkmale den monatli-
chen Bruttolohn  und die Streuung 
der Löhne zu berechnen. Das On-
line-Tool findet sich auf:www.sala-
rium-schweiz.bfs. admin.ch 

Bei einem neuen 
Reglement gilt Schweigen 
als Zustimmung

Ein Unternehmen führte für seine 
Mitarbeiter einen neuen Bonusplan 
ein und sah dabei vor, dass neu beim 
Austritt während eines Bemessungs-
jahres kein anteilsmässiger Bonus Kaminfeuer im Restaurant Schiff in Zug
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mehr vorgesehen war. Das Unter-
nehmen informierte per Brief und 
Mail seine Belegschaft.
Zwei Jahre später kündigte ein Mit-
arbeiter und ver-langte den vollen 
Jahresbonus. Er behauptete, das 
neue Reglement sei nie Vertragsbe-
standteil geworden.
Alle Gerichte inklusive des Bundes-
gerichts lehnten seine Klage mit der 
Begründung ab, dass von einer still-
schweigenden Zustimmung ausge-
gangen werden kann, wenn ein Mit-
arbeiter  die  Änderung  nicht  abge-
lehnt hat. (Quelle: BGE 4A_133/ 
2015 vom 14.8.2015)

Kompensationen von Über-
stunden müssen abgespro-
chen werden

Überstunden können durch Freizeit 
kompensiert werden. Der Arbeitsge-
ber kann vertraglich vereinbaren, 
dass er die Kompensation einseitig 
anordnen kann. Allerdings sollten 
die Mitarbeiter ihre Freizeit sinnvoll 
organisieren können. Deshalb ist 
eine allzu kurzfristige Anordnung 
nicht erlaubt. Bei ganztägiger Kom-
pensation ist eine Ankündigungsfrist 
von etwa einer Woche angemessen.

Eine Kündigung darf keine 
Bedingung enthalten

Das Arbeitsgericht Zürich hatte den 
Fall zu beurteilen, bei dem ein Ar-
beitgeber seinen kranken Mitarbei-
ter aufforderte, innerhalb von 24 
Stunden ein Arztzeugnis einzurei-
chen. Andernfalls sei der Brief als 
fristlose Kündigung zu betrachten. 

Das Arbeitsgericht Zürich bezeich-
nete die Kündigung als unwirksam. 
Laut seinem Urteil ist es nicht zu-
lässig, eine fristlose Kündigung di-
rekt mit der Forderung nach Zusen-
dung eines Arztzeugnisses zu 
verbinden. Eine Kündigung müsse 
klar sein, solche Bedingungen führ-
ten zu Unsicherheiten. Der Arbeit-
geber hätte die fristlose Kündigung 
nur androhen dürfen. (Quelle: Ar-
beitsgericht Zürich, Urteil AH 14 
0031 vom 20.5.2014)

In eigener Sache

Verstärkung im AUDIT Zug-
Team

Mario Cacciatore unterstützt das 
AUDIT Zug Team ab 1. Feb. 2016 
als Treuhandsachbearbeiter in den 
Bereichen Steuererklärungen, Wirt-
schaftsprüfung, Buchhaltung und 
Unternehmensberatung. Er bildet 
sich berufsbegleitend zum Betriebs-
ökonom FH weiter. Wir heissen 
Mario Cacciotore herzlich willkom-
men und wünschen ihm viel Erfül-
lung im neuen Tätigkeitsfeld bei der 
AUDIT Zug AG.

Steuererklärung 2015

In diesen Tagen werden Sie bereits 
wieder die Steuererklärungsunterla-
gen 2015 erhalten. Gerne sind wir 
Ihnen beim Ausfüllen der Steuerer-
klärung behilflich und unterstützen 
Sie beim Zusammenstellen der nö-
tigen Unterlagen. Bei Bedarf erhal-
ten Sie von uns eine Checkliste.

Wir erstellen für Sie auch gerne zu-
sätzliche Steueranalysen und klären 
Ihre persönliche Steuer- und Vorsor-
gesituation.

Information an unsere
Mandanten

Gerne infomieren wir unsere Steu-
ermandanten, dass wir Fristerstre-
ckungen zum Einreichen der Steu-
ererklärung 2015 automatisch bei 
den einzelnen zuständigen Steuer-
ämtern einholen werden.

Office Zug: Alte Steinhauserstr. 1 in Cham

	




